
Landesaktionsplan gegen Gewalt an Frauen 

Interventionskette gegen sexualisierte Gewalt 

- bei polizeilicher Erstintervention (angezeigte Fälle) - 

Strukturen/ 
Zuständigkeiten 

Ziele Standards für Maßnahmen und Abläufe 
Notwendige Rahmenbedingungen 

und Weiterentwicklungen 

Polizei / 
Kriminalpolizei 

- Anzeigenaufnahme, 
- Gewährleistung der Sicherheit 

des Opfers, 
- Veranlassung der ärztlichen 

Erstversorgung/Untersuchung, 
- Einleitung von Opferschutz-

maßnahmen, 
- Tatortsicherung, 
- Einleitung der Strafverfolgung, 

evtl. Fahndung. 

 Aufklärung über Offizialdelikt und Zeugnisverweige-
rungsrecht, 

 Einschaltung bzw. Information an weitere Stellen: 
- Fachberatungsstelle / Frauennotrufe zur Begleitung 

der Frau bei allen weiteren Schritten, 
- Aushändigung Opferhilfeblatt, 
- Medizinische Versorgung des Opfers, ggf. mit Abklä-

rung infektologischer Befunde, 
- Kooperation Klinik/Rechtsmedizin zur Beurteilung 

von Verletzungen/Spurensicherung, 
- Beauftragung Rechtsmedizin mit der Spurensiche-

rung (bei Geschädigter und Tatverdächtigem), 
- Unmittelbare Verständigung der Staatsanwaltschaft 

und Weiterleitung der Anzeige an die Staatsanwalt-
schaft, 

 Prüfung und ggf. Einleitung polizeilicher Maßnahmen 
wie z.B. Gefährderansprache, Wohnungsverweis, 
Rückkehr-, Annäherungs- und Kontaktverbot, Gewahr-
samnahme, Beschlagnahme, 

 Prüfung der Haftfrage. 

 Verankerung der Fortbildungen im Curri-
culum der Polizeiakademie Böblingen: 

 Vernehmungslehre von traumatisierten 
Opferzeuginnen, 

 Rechtslehre und Abläufe von Haupt-
verfahren im Bereich Sexualdelikte, 

 Erweitertes Screening (z.B. im Bereich 
K.O.-Tropfen bei Rechtsmedizin), 

 Rechtsmedizinische Spurensicherung 
beim Tatverdächtigen, 

 Gewährleistung einer weiblichen Verneh-
mungsbeamtin im Bedarfsfall. 

Kliniken und 
Ärzteschaft 

 Medizinische Behandlung der 
Geschädigten und ggf. Beweis-
sicherung, 

 Auslösung von Beratungshilfe. 

 Beratung und Untersuchung der Geschädigten, 

 Spurensicherung in Form von und ärztlicher Dokumen-
tation, 

 Veranlassung der Asservierung der Spuren in der 
Rechtsmedizin, 

 ggf. Hinzuziehung der Infektologie. 

 Vernetzung von Ärzteschaft und Rechts-
medizin, 

 Qualifizierungen hinsichtlich Erkennen und 
Dokumentation gewaltverdächtiger Befun-
de. 
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Strukturen/ 
Zuständigkeiten 

Ziele Standards für Maßnahmen und Abläufe 
Notwendige Rahmenbedingungen 

und Weiterentwicklungen 

Fachberatungs-
stellen / Frauen-
notrufe nach 
sexualisierter 
Gewalt 

- Schutz vor weiterer Gewalt, 
- Abklärung der psychischen und 

psychosozialen Situation der 
Betroffenen, 

- Krisenintervention und Stabili-
sierung, 

- Verarbeitung von sexualisierten 
Gewalterfahrungen. 

- Aufklärung über den Verlauf bei Anzeigen im Fall von 
Offizialdelikten, 

- Hinweis auf Zeugnisverweigerungsrecht, 
- Vermittlung zwischen Polizei, Klinik und Klientin, 
- Bereitstellung einer fallverantwortlichen Beraterin, 
- Begleitung zur Vernehmung, zur ärztlichen Untersu-

chung und zur Spurensicherung, bei Bedarf Begleitung 
zur Infektologie, 

- Erarbeitung von Schutzmaßnahmen, 
- Herstellung des Kontaktes zur Rechtsanwaltschaft, 
- Kontakt und Begleitung zum Amtsgericht bei Beantra-

gung von Schutzmaßnahmen nach dem Gewaltschutz-
gesetz (GewSchG), 

- Vermittlung zu anderen Opferschutzeinrichtungen (z.B. 
Weißer Ring) bei Sachschäden oder Anfrage für Bera-
tungsscheine für die Rechtsanwaltschaft,  

- Unterstützung bei Antragstellungen (OEG oder Leis-
tungen durch die Landesstiftung Opferschutz etc.), 

- Vermittlung an andere Hilfseinrichtungen, 
- bei Müttern: ggf. Abklärung einer möglichen Kindes-

wohlgefährdung der Kinder, Information über Hilfean-
gebote für die Kinder. 

 
Im längerfristigen Beratungsprozess: Physische, psychi-
sche und soziale Stabilisierung, Ausweitung des persön-
lichen und professionellen Netzwerkes der Klientin, Ver-
mittlung in ambulante und stationäre Therapie und Reha-
bilitationsmaßnahmen. 

- 24-stündiger Bereitschaftsdienst, 
- Begleitung zur Vernehmung, 
- Krisenintervention und Stabilisierungs-

maßnahmen unmittelbar nach der Tat, 
- Akutschutzkonzepte zur (kurzfristigen) 

Unterbringung, 
- Umsetzung der Standards der Fachbera-

tungsstellen und Frauennotrufe nach se-
xualisierter Gewalt. 

Rechtsmedizin Gerichtsfeste Beweissicherung. - Untersuchung, Beweissicherung und gerichtsfeste Do-
kumentation, 

- Asservierung von Spuren. 

- Vernetzung von Ärzteschaft/Kliniken und 
Rechtsmedizin, 

- Fortbildung von Rechtsmedizinerinnen 
und Rechtsmedizinern, Staatsanwalt-
schaften, Polizei im Bereich Psychotrau-
matologie, 

- flächendeckender Ausbau der Gewaltam-
bulanzen. 
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Strukturen/ 
Zuständigkeiten 

Ziele Standards für Maßnahmen und Abläufe 
Notwendige Rahmenbedingungen 

und Weiterentwicklungen 

Jugendamt - Schutz der mitbetroffenen Kin-
der und Jugendlichen, 

- Hilfeplanung ggf. Inobhutnah-
me, 

- Prüfung des Kindeswohls bei 
sexualisierter Gewalt in elterli-
chen Partnerschaftsbeziehun-
gen. 

- 24-stündige Rufbereitschaft an 7 Tagen in der Woche, 
- angezeigte Fälle von sexualisierter Gewalt in elterlichen 

Partnerschaftsbeziehungen sind als Kindeswohlgefähr-
dungsmeldung einzustufen, 

- Durchführung des standardisierten Verfahrens nach 
§ 8a SGB VIII, 

- Berücksichtigung der Gefährdungsrisiken für Kinder 
und ihre Bezugspersonen bei der Hilfeplanung und bei 
Stellungnahmen bei Gericht zu Umgangs- und Sorge-
rechtsregelungen, 

- spezifische Krisenbegleitung und Unterstützung der 
mitbetroffenen Kinder. Die Angebote sind von Jugend-
amt und Frauenberatungsstellen zu gestalten. 

- Lösung der kurzfristigen Unterbringungs-
problematik für über 17Jährige. 

Psychosoziale 
Prozessbeglei-
tung und Zeu-
genbegleitung 

- Vermeidung von Sekun-
därtraumatisierungen, 

- Wiedergewinnung von Kontrolle 
und Herstellung von Transpa-
renz, 

- Steigerung der Aussagefähig-
keit, 

- Abbau von Ängsten von Zeu-
ginnen in Strafprozessen, 

- Nachsorge nach Gerichtsverfah-
ren. 

- Justiznahe Zeugenbegleitung durch Bewährungs- und 
Straffälligenhilfevereine bzw. Zeugenhilfe durch Rechts-
referendare (abhängig vom jeweiligen Landgerichtsbe-
zirk), 

- Justiznahe psychosoziale Prozessbegleitung als be-
sonders intensive Form der Begleitung für besonders 
schutzbedürftige Verletzte und deren Angehörige, so-
fern sie schutzbedürftig sind, nach den von der Arbeits-
gruppe des Strafrechtsausschusses „Psychosoziale 
Prozessbegleitung“ erarbeiteten Standards. 

 

- Flächendeckendes Angebot an justiznaher 
Zeugen- und Prozessbegleitung, 

- Ausbau der Professionalisierung. 

Staatsanwalt-
schaft 

Prüfung der Beweislage und kon-
sequente Strafverfolgung der Tä-
ter. 

- Prüfung des Einzelfalls bezüglich evtl. strafrechtlicher 
Sanktionsmöglichkeiten, 

- Prüfung eines Antrags auf Erlass eines Haftbefehls und 
Prüfung einer möglichen Anklageerhebung, 

- Prüfung eines Antrags auf richterliche Vernehmung. 

- Schulung der Staatsanwaltschaft zu Psy-
chotraumatologie, Aussagefähigkeit und 
Re-Traumatisierung von Opferzeuginnen 
im Strafprozess. 

Rechtsanwälte 
und Rechtsan-
wältinnen 

Juristische Beratung und Vertre-
tung der Nebenklage für die Opf-
erzeuginnen. 

- Nötige Maßnahmen beim Amtsgericht beantragen  
(z.B. Kontakt- und Näherungsverbot), 

- Akteneinsicht, 
- Ausschluss der Öffentlichkeit beantragen, 
- Ausschluss des Tatverdächtigen oder Beantragung von 

Videoverfahren, 
- Adhäsionsverfahren. 

- Stärkung des Adhäsionsverfahrens. 
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Strukturen/ 
Zuständigkeiten 

Ziele Standards für Maßnahmen und Abläufe 
Notwendige Rahmenbedingungen 

und Weiterentwicklungen 

Richterinnen 

und Richter/ 

Jugendrichte-

rinnen und Ju-

gendrichter 

- Sicherung der Aussagen der 
Geschädigten, 

- Rechtsprechung. 

- Kooperation mit Jugendgerichtshilfe, 
- Anwendung der im Abschlussbericht der 2. Opfer- und 

Zeugenschutzkommission Baden-Württemberg veröf-
fentlichten Empfehlungen für Richter und Richterinnen 
„Zeugen- und Opferschutz in der Praxis der Gerichte 
(Seite 107). 

- Regelmäßige Schulungsangebote für 
Richterinnen und Richter in Bezug auf den 
Umgang mit traumatisierten Opferzeugin-
nen, 

- flächendeckende Umsetzung der im Ab-
schlussbericht der 2. Opfer- und Zeugen-
schutzkommission Baden-Württemberg 
veröffentlichten Empfehlungen für Richter 
und Richterinnen „Zeugen- und Opfer-
schutz in der Praxis der Gerichte (Seite 
107). 

Frauen- und 
Kinderschutz-
haus 

 Unterbringung der Betroffenen 
von sexueller Beziehungsge-
walt, 

 Schutz und Sicherheit, 

 Krisenintervention, 

 Stabilisierung der Frauen und 
deren Kinder, 

 Hilfe bei der Existenzsicherung, 

 Unterstützung bei der Erarbei-
tung tragfähiger, gewaltfreier 
Lebensperspektiven. 

- Enge Kooperation mit Fachberatungsstelle gegen se-
xualisierte Gewalt. 

- Umsetzung der Standards für Frauen- und 
Kinderschutzhäuser in Baden-
Württemberg. 
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Interventionskette bei nicht angezeigten Fällen 

Strukturen/ 
Zuständigkeiten 

Ziele Standards für Maßnahmen und Abläufe 
Notwendige Rahmenbedingungen 

und Weiterentwicklungen 

Fachberatungs-
stellen/Frauen-
notrufe nach 
sexualisierter 
Gewalt 

- Schutz vor weiterer Gewalt, 
- Abklärung der psychischen und 

psychosozialen Situation der 
Betroffenen, 

- Aufklärung über das Strafver-
fahren/Ablauf bei einer mögli-
chen Anzeige, 

- Krisenintervention und Stabili-
sierung, 

- Information und ggf. Vermittlung 
zwischen Rechtsmedizin, Klinik 
und Klientin, 

- Verarbeitung von sexualisierten 
Gewalterfahrungen, 

- Unterstützung im Umgang mit 
den Folgen der Gewalttaten. 

- Aufklärung über den Verlauf bei Anzeigen im Fall von 
Offizialdelikten, 

- Hinweis auf Zeugnisverweigerungsrecht, 
- Bereitstellung einer fallverantwortlichen Beraterin, 
- Begleitung zur Vernehmung, zur ärztlichen Untersu-

chung und zur Spurensicherung, bei Bedarf Begleitung 
zur Infektologie, 

- Erarbeiten von Schutzmaßnahmen, 
- Herstellung des Kontaktes zur Rechtsanwaltschaft, 
- Unterstützung bei Antragstellungen (OEG oder Leis-

tungen durch die Landesstiftung Opferschutz etc.), 
- Vermittlung an andere Hilfseinrichtungen, 
- bei Müttern: ggf. Abklärung einer möglichen Kindes-

wohlgefährdung der Kinder, Information über Hilfean-
gebote für die Kinder. 

 
Im längerfristigen Beratungsprozess: Physische, psychi-
sche und soziale Stabilisierung, Ausweitung des persön-
lichen und professionellen Netzwerkes der Klientin, Ver-
mittlung in ambulante und stationäre Therapie und Reha-
bilitationsmaßnahmen. 

- 24-stündiger Bereitschaftsdienst, 
- Begleitung zur Vernehmung, 
- Krisenintervention und Stabilisierungs-

maßnahmen unmittelbar nach der Tat, 
- Akutschutzkonzepte zur (kurzfristigen und 

kurzzeitigen) Unterbringung, 
- Umsetzung der Standards der Fachbera-

tungsstellen und Frauennotrufe nach se-
xualisierter Gewalt, 

- Erhöhung der Anzahl der Zulassungen für 
Therapeutinnen und Therapeuten mit 
traumaspezifischer Ausbildung. 

Frauen- und 
Kinderschutz-
haus 

- Unterbringung der Betroffenen 
von sexueller Beziehungsge-
walt, 

- Schutz und Sicherheit, 
- Krisenintervention, 
- Stabilisierung der Frauen und 

deren Kinder, 
- Hilfe bei der Existenzsicherung, 
- Unterstützung bei der Erarbei-

tung tragfähiger, gewaltfreier 
Lebensperspektiven. 

- Enge Kooperation mit Fachberatungsstelle gegen se-
xualisierte Gewalt. 

- Umsetzung der Standards für Frauen- und 
Kinderschutzhäuser in Baden-
Württemberg. 
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Strukturen/ 
Zuständigkeiten 

Ziele Standards für Maßnahmen und Abläufe 
Notwendige Rahmenbedingungen 

und Weiterentwicklungen 

Rechtsmedizin Gerichtsfeste Beweissicherung. - Untersuchung, Beweissicherung und gerichtsfeste Do-
kumentation, 

- Aufbewahrung von Spuren. 

- Flächendeckender Ausbau der Gewalt-
ambulanzen mit verfahrensunabhängiger 
Beweissicherung, 

- Vernetzung von Ärzteschaft/Kliniken und 
Rechtsmedizin, 

- Fortbildung von Rechtsmedizinerinnen 
und Rechtsmedizinern, Staatsanwalt-
schaften und Polizei im Bereich Psycho-
traumatologie. 

Kliniken und 
Ärzteschaft 

- Abklärung von gesundheitlichen 
Folgen, 

- im Akutfall Sicherung von Spu-
ren, 

- Information der Opfer über 
Schutz- und Hilfesystem, 

- Auslösung von Beratungshilfe. 

- Beratung und Untersuchung der Geschädigten, 
- Spurensicherung in Form von Abstrichen in Form von 

Abstrichen und ärztlicher Dokumentation, 
- Veranlassung der Asservierung der Spuren in der 

Rechtsmedizin, 
- ggf. Hinzuziehung der Infektologie, 
- Erkennen von Langzeitfolgen sexualisierter Gewalt und 

ggf. Patientinnenansprache, 
- Hinzuziehung einer Fachberatungsstelle auf Wunsch 

der Patientin. 

- Schulungen hinsichtlich allgemeinverdäch-
tiger Befunde und im Hinblick auf Beweis-
sicherung, 

- Schulung über Folgen (auch früherer) 
Traumatisierungen und im Umgang mit 
traumatisierten Patientinnen, 

- Engere Vernetzung des medizinischen mit 
dem psychosozialen und therapeutischen 
Bereich. 

 


